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Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722),  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 30.11.2015 (GVBl. S. 457). 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung 
 

Verfahrensvermerke:  
 
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadtverordneten-

versammlung gefasst am 

 

04.10.2011 

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

21.10.2011 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am 

 

21.10.2011 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom 

bis einschließlich 

06.02.2012 

17.02.2012 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am  

 

06.09.2013 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

16.09.2013 

18.10.2013 

  

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 

wurde ortsüblich bekanntgemacht am  

 

24.06.2016 

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m.§ 4a Abs. 3 BauGB 

erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

 

11.07.2016 

12.08.2016 

  

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs. 4 

BauGB und § 81 HBO erfolgte durch die Stadtverordnetenversammlung am  

 

24.04.2017 

  

Die Bekanntmachungen erfolgten in der Taunuszeitung.  

  

Ausfertigungsvermerk:   

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen 

Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die 

Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.  

 

 

 

  

Steinbach (Taunus), den ___.___.______  

  

  

___________  

Bürgermeister  

  

Rechtskraftvermerk:  

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft getreten am:  

 

___.___.______ 

  

Steinbach (Taunus), den ___.___.______   

  

  

___________  

Bürgermeister  

 

2. Textliche Festsetzungen 
  
2.1. Art und Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 
2.1.1 

 
Gewerbegebiet (§ 8 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO) 

 
2.1.1.1 Für das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO): 

 
Die Einrichtung von Verkaufsflächen ist nur für die Selbstvermarktung der im Gebiet produ-
zierenden und weiterverarbeitenden Betriebe zulässig, wenn die Verkaufsfläche einen un-
tergeordneten Teil der durch die Betriebsgebäude bebauten Fläche einnimmt. Davon aus-
genommen sind die Sortimentsgruppen Baustoffhandel, Brennstoffhandel, Kfz-Handel, 
Gartenbaubetriebe und Landmaschinenhandel.  
 

2.1.1.2 Für das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO): 
 
Speditionsbetriebe und Fuhrunternehmen sind unzulässig. 
 

2.1.1.3 Für das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO):  
 
Bordellartige Gewerbebetriebe sowie Sexshops und Vergnügungsstätten sind nicht zuläs-
sig; diese Nutzungen können auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden (vgl. § 1 Abs. 
5 BauNVO). Ausnahmen gem. § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO sind nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes – Vergnügungsstätten sind unzulässig (vgl. § 1 Abs. 6 BauNVO). 
 

2.1.1.4 Für das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO): 
 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter sind unzulässig. 
 

2.1.2 
 

Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO) 

 Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Gebäude-
oberkanten ist die Fahrbahnoberkante (Scheitelpunkt) der das jeweilige Grundstück er-
schließenden Straße, gemessen lotrecht vor der Gebäudemitte.  
 

2.1.3 Mindestgrundstücksgrößen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB): 
  

Die Mindestgrundstücksgröße im Gewerbegebiet beträgt 2.000 m². 
 

2.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft ( § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

2.2.1 Oberflächenbefestigung: Gehwege, Stellplätze sowie Feuerwehrumfahrten und Hofflächen 
auf den Baugrundstücken sind in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen, z.B. mit 
Rasenkammersteinen, wassergebundener Decke, Fugen- oder Porenpflaster. Die Festset-
zung gilt nicht für Fahrspuren, Aufstellbereiche sowie Anlieferungszonen und – sofern dies 
aus Gründen der Betriebssicherheit erforderlich ist – für gewerblich genutzte Hofflächen 
und Stellplätze. 
 

 

2.2.2 Grundstücksfreifläche: Mindestens 20 % der Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzule-
gen und zu unterhalten. Der Begrünungsanteil schließt die planungsrechtlich festgesetzten 
Pflanzflächen mit ein. 
 

2.2.3 Nisthilfen für Vögel: Als Ersatz für die wegfallenden Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des 
Feldsperlings sind vier geeignete Nistkästen (z.B. Schwegler Nischenbrüterhöhle 1N) vor-
zugsweise in einem bestehenden bzw. entstehenden Streuobstbestand anzubringen und 
regelmäßig zu pflegen. 
 
Als Ersatz für die wegfallenden Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des Haussperlings sind 
sechs geeignete Kolonie-Nistkästen (z.B. Schwegler Sperlingskolonie 1 SP) m Plangebiet 
oder in maximal 500 m Entfernung vom Plangebiet anzubringen und regelmäßig zu pfle-
gen. 
 
Die Nistkästen sind spätestens vor Beginn der auf eine Baufeldräumung folgenden Brutzeit 
in Süd- oder Ostexposition anzubringen und dauerhaft zu unterhalten. 
 
Als Ersatz für potentiell wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des Gartenrot-
schwanzes sind sechs geeignete Kolonie-Nistkästen (z.B. Schwegler Nisthöhle 2 GR oval) 
vorzugsweise in einem Streuobstbestand im näheren räumlichen Zusammenhang (max. 1 
km Umkreis) anzubringen. 
 

2.2.4 Nisthilfen für Fledermäuse: Im Umfeld sind an einer unbeleuchteten Stelle vier Fledermaus-
Nistkästen (z.B. Fledermaus-Universalhöhle 1FFH) vor Beginn von Höhlenbaumfällungen 
anzubringen. 
 

2.2.5 Zur Straßenbeleuchtung sind Natriumdampf-(Nieder-)Drucklampen mit UV-armen 
Lichtspektren und geschlossenem Gehäuse oder LED-Lampen zu verwenden, deren Anlo-
ckung auf Insekten gering ist. 
 

2.3 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

2.3.1 Innerhalb der Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sind Einfriedungen und andere bauliche Anlagen unzulässig. Ausgenommen 
hiervon sind die Flächen für die Regenrückhaltung und die Rigolen. 
 

2.3.2 Entwicklungsziel: Ortsrandeingrünung mit besonderen Funktionen für geschützte und ge-
fährdete Tierarten.  
 
Alle Pflanzflächen sind bis zum Bestandsschluss mind. 1 x jährlich auszumähen, Ausfälle 
sind zu ersetzen. Ansaatflächen sind nach Aufgang der Saat (Wuchshöhe rd. 25-30 cm) 
einem Kröpfschnitt (Schnitthöhe 20 cm) zu unterziehen. Mit Abblühen der darauf folgenden 
Blüte beginnt die regelmäßige Pflege. 
 
Auf Fläche A (Flst. 54/1) ist ein geschlossenes Gehölz aus standortgerechten einheimi-
schen Laubsträucher gem. Artenliste 2 und Laubbäume 2. Ordnung gemäß Artenliste 1 
(außer Obstbäume) zu pflanzen, bestehend zu 2/3 der Pflanzfläche aus Sträuchern und zu 
1/3 aus Bäumen. Pflanzdichte in der Pflanzung: 1 Strauch / 2 m², 1 Heister / 2 m², 1 Hoch-
stamm oder Solitär / 20 m². Daraus ergibt sich bei Zwischenpflanzung von 10 Hochstäm-
men und unter Berücksichtigung der hier zulässigen Rigolen auf rd. 1/4 der Fläche ein 
Pflanzbedarf von rd. 240 Sträuchern und 65 Heistern. 
 
Entlang der Wegeparzelle 134 (Fläche B) ist zwischen Wegrand und Baumreihe ein ge-
schlossenes, dreireihiges Gehölz aus Sträuchern gem. Artenliste 2 zu pflanzen. 
Die Flächen sind bis zum Bestandsschluss mind. 1 x jährlich auszumähen, Ausfälle sind zu 
ersetzen. Pflanzdichte in der Pflanzung: 1 Strauch / 2 m². Daraus ergibt sich ein Pflanzbe-
darf von rd. 260 Sträuchern.  

 

2.3.3 Entwicklungsziel: Versickerungsmulde (Rückhaltefläche Niederschlagswasser) 
 
Im Bereich der Fläche C wird eine vertiefte naturnah gestaltete Mulde zur Sammlung des 
anfallenden Hangwassers errichtet, die das Regenwasser sukzessive zu dem im Norden 
gelegenen Regenrückhaltebecken führt. Die Böschungen und Randbereiche sind mit 
standortgerechtem Saatgut aus regionaler Herkunft einzusäen und einmal jährlich im Sep-
tember zu mähen. 
 

2.3.4 Entwicklungsziel: Ortsrandeingrünung (zwischen dem 1. und 2. Bauabschnitt) 
 
Fläche D: Zwischen Geltungsbereichsgrenze und Baumreihe ist ein geschlossenes, zwei-
reihiges Gehölz aus Sträuchern gem. Artenliste 2 zu pflanzen. Pflanzdichte in der Pflan-
zung: 1 Strauch / 2 m². Daraus ergibt sich ein Pflanzbedarf von rd. 60 Sträuchern. 
Das Einbringen von Leitungen sowie eines Wartungsweges für das Regenrückhaltebecken 
ist zulässig. 

  
2.3.5 Teilplan 2: 

 
2.3.5.1 Entwicklungsziel: Streuobstwiese 

 
Fläche E ist durch standortgerechte Ansaat mit Saatgut aus regionaler Herkunft als arten-
reiches Grünland zu entwickeln. Auf der Fläche sind 30 hochstämmige Obstbäume (mind. 
90 % Apfel) anzupflanzen, fachgerecht zu erziehen und zu pflegen. Ausfälle sind zu erset-
zen. Die Unterkultur ist als zweischürige Mähwiese zu bewirtschaften (Mahd Juni und Sep-
tember). Das Schnittgut ist abzutransportieren. 
 

2.3.5.2 Entwicklungsziel: Eingrünung 
 
Fläche F ist zu 60 % mit Gehölzgruppen à 30-100 m² Fläche (= 15-50 Sträucher pro Trupp) 
gem. Artenliste 2 zu bepflanzen. Pflanzdichte in der Pflanzung: 1 Strauch / 2 m². Daraus 
ergibt sich ein Pflanzbedarf von rd. 500 Sträuchern. Die übrige Fläche ist analog 2.3.4 zu 
begrünen und zu pflegen. 
Das Einbringen von Leitungen sowie eines Wartungsweges für das Regenrückhaltebecken 
ist zulässig. 
 

2.3.5.3 Entwicklungsziel: Versickerungsmulde (Rückhaltefläche Niederschlagswasser) 
 
Im Bereich der Fläche G wird eine vertiefte naturnah gestaltete Mulde zur Sammlung des 
anfallenden Hangwassers errichtet, die das Regenwasser sukzessive zu dem im Norden 
gelegenen Regenrückhaltebecken führt. Die Böschungen und Randbereiche sind mit 
standortgerechtem Saatgut aus regionaler Herkunft einzusäen und einmal jährlich im Sep-
tember zu mähen.  

 
2.4 Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen bestimmte luft-

verunreinigende Stoffe nicht verwendet werden dürfen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB) 
 

 Zur Vermeidung von Umweltbelastungen (Reduzierung klimarelevanter Emissionen) sowie 
zur rationellen Verwendung von Energie ist als Hauptenergieträger zu Heizzwecken Erdgas 
vorzusehen. Sonstige fossile Brennstoffe sind nicht zulässig. 
 

2.5 Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 

2.5.1 Pro 5 PKW Stellplätze ist mindestens 1 einheimischer, standortgerechter Laubbaum zwi-
schen den Stellplätzen und/oder randlich zu pflanzen und zu unterhalten. Es gelten die 
Artenlisten und Pflanzqualitäten gem. 2.5.3. 

 

2.5.2 Anpflanzung von großkronigen Laubbäumen (Hochstämme, Mindest-Pflanzqualitäten:  
3 xv., m.B., STU 18-20 cm). 
 
Artenliste 
Acer platanoides – Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus – Bergahorn 
Tilia cordata – Winterlinde 
Quercus robur - Stieleiche 
 
Sofern die Bäume nicht in einem größeren Pflanzstreifen angepflanzt werden, ist eine 
mind. 5 m² große Baumscheibe für jeden Baum vorzusehen.  
 
Eine Verschiebung der Pflanzungen von bis zu 10 m gegenüber den in der Plankarte fest-
gesetzten Standorten ist zulässig. 
 

2.5.3 Artenlisten für Anpflanzungen 
Folgende Arten sind vorrangig zu pflanzen: 
 

 Artenliste 1 (Bäume): Pflanzqualität mind. Sol. / H., 3 x v., 18-20 bzw. Hei., 2 x v., 150-200 

 Acer campestre - Feldahorn Tilia cordata - Winterlinde 
 Acer platanoides - Spitzahorn Tilia platyphyllos - Sommerlinde 

Acer pseudoplatanus - Bergahorn Sorbus aria - Mehlbeere 
Betula pendula - Sandbirke Sorbus aucuparia - Eberesche 
Carpinus betulus - Hainbuche Sorbus domestica - Speierling 
Fagus sylvatica - Rotbuche   
Juglans regia - Walnuss Obstbäume (H., v., 8-10): 
Prunus avium - Vogelkirsche Prunus avium - Kulturkirsche 
Quercus robur - Stieleiche Malus domestica - Apfel 
Quercus petraea - Traubeneiche Pyrus communis - Birne 
    

Artenliste 2 (Sträucher): Pflanzqualität mind. Str., v. 100-150 

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Malus sylvestris - Wildapfel 
Corylus avellana - Hasel Pyrus pyraster - Wildbirne 
Crataegus monogyna 

- Weißdorn 
Rosa canina - Hundsrose 

Crataegus laevigata Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
Frangula alnus - Faulbaum Salix caprea - Salweide 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 

  
 
2.6 

 
Zuordnung gem. § 9 Abs. 1a BauGB 
 

 Den durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffen in Natur und Landschaft werden 
die in Teilplan 2 festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft in Höhe von 100.984 Biotopwertpunkten sowie weitere 
290.000 Biotopwertpunkte aus Maßnahmen des Bebauungsplans „Steinbachaue“ zuge-
ordnet. 
 

 Von den insgesamt zugeordneten Ausgleichsmaßnahmen entfällt ein Anteil von 76,2 % auf 
die künftigen Eingriffe in den Gewerbegebieten und ein Anteil von 23,8 % auf die künftigen 
Eingriffe im Bereich der öffentlichen Erschließung. 

 

3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
(Satzung gemäß § 81 Abs. 1 HBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 

3.1 Festsetzung zur Gestaltung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 
Dachform und Dachneigung: Zulässig sind Flachdächer und flach geneigte Dächer mit 
einer Neigung von max. 10°. 
 

3.2 Werbeanlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 

 Werbeanlagen sind zulässig, soweit sie die realisierte Traufhöhe nicht überschreiten. Die 
max. zulässige Schrifthöhe beträgt 1,5 m. Die Werbeanlagen müssen sich insgesamt dem 
Bauwerk unterordnen. Unzulässig sind Blink- und Wechsellichtwerbung sowie Skybeamer. 
Werbeanlagen (einschl. Fahnen und Pylonen) auf Dachflächen sind unzulässig. 
 

3.3 Einfriedungen (Mauern, Zäune, Hecken etc.) (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Zulässig sind ausschließlich gebrochene Einfriedigungen wie z.B. Drahtgeflecht, Holzlatten 
oder Stabgitter bis zu einer Höhe von max. 2,0 m über Geländeoberkante.  
Die Einfriedungen sind auf einer Länge von mind. 50 % mit einheimischen, standortgerech-
ten Laubsträuchern gem. Artenliste 2.5.3 abzupflanzen (einreihige Pflanzung, Abstand 
zwischen den Einzelpflanzen max. 0,75 m) oder mit Kletterpflanzen gem. Artenliste zu 
3.4.2 zu beranken. Ein Mindestbodenabstand ist einzuhalten. 
 

3.4 Begrünungen/Grundstücksfreiflächen (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 
 

3.4.1 Dachbegrünung: Die Flachdächer im Gewerbegebiet sind in extensiver Form fachgerecht 
und dauerhaft mit einer Kräuter-Gras-Mischung zu begrünen. 
 

3.4.2 Fassadenbegrünung: Gebäudeaußenseiten, bei denen der Flächenanteil von Wandöffnun-
gen weniger als 10 % beträgt, sind mit ausdauernden Kletterpflanzen zu begrünen. Für die 
Pflanzungen ist je 10 lfdm Wandfläche ein mind. 0,5 m breites und 2,0 m langes Beet vor-
zusehen. 
 
Artenliste 
Campsis radicans Trompetenblume 
Clematis montana / 
Clematis-Hybriden Clematis, Waldrebe 
Hedera helix Efeu 
Lonicera periclymenum Wald-Geißblatt 
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein 
Wisteria sinensis Blauregen, Glyzine 

  
 
 
 

4 Nachrichtliche Übernahmen 

4.1 Baufreihaltezone gem. § 23  Abs. 1 HStrG (nachrichtlich) 
 
Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-
durchfahrt dürfen längs der Landesstraßen und Kreisstraßen  

- Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, jeweils gemessen vom äußeren 
Rand der Fahrbahn, 

- bauliche Anlagen, die über Zufahrten an Landesstraßen oder Kreisstraßen unmittelbar 
oder mittelbar angeschlossen werden sollen,  

nicht errichtet werden. Satz 1 Nr.1 gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs.  

Die Bauverbotszone gilt grundsätzlich auch für Einfriedungen und Werbeanlagen. 
 
 
 
 
5 Kennzeichnungen und Hinweise 

 
5.1 Grundsätze zur Abwasserbeseitigung 

 
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit 
dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasser-
wirtschaftliche Belange entgegenstehen. (§ 55 Abs. 2 WHG) 

  
Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, 
verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entge-
genstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

5.2 Stellplatzsatzung 
 
Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Steinbach (Taunus) wird hingewiesen. Es gilt jeweils 
die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.  
 

5.3 Bodendenkmäler 
 

5.3.1 Im beplanten Bereich sind hessenArchäologie Kulturdenkmale (historische Grenzsteine) 
bekannt. Es ist sicherzustellen, dass durch die geplante Bebauung keine Kulturdenkmäler 
im Sinne von § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört werden. 
 
Vor jeglichen Bodeneingriffen ist eine gezielte Suche nach den im Kulturlandschaftskatas-
ter des Regionalverbands Frankfurt RheinMain eingetragenen Grenzsteine nach Abstim-
mung mit dem Hessischen Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation durch-
zuführen. Das weitere Vorgehen ist mit hessenArchäologie abzustimmen. 
 

5.3.2 Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 
und Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste bekannt werden, so ist 
dies dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder 
der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle 
sind gem. § 21 Abs. 3 HDSchG in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter 
Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 
 

5.4 Altlasten  
 

 Werden bei der Durchführung von Erdarbeiten Bodenverunreinigungen oder sonstige Be-
einträchtigungen festgestellt, von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausge-
hen kann, sind umgehend die zuständigen Behörden zu informieren. 
 

5.5 Wasserschutzgebiet 
 

 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in der Zone III B des im Festsetzungsver-
fahren befindlichen Wasserschutzgebiets für die Brunnen Praunheim II der Stadt Frankfurt. 
Die entsprechenden Schutzbestimmungen sind zu beachten.  

 

5.6 Artenschutz 
 

5.6.1 Bauzeitenbeschränkung: 

 
 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 
Nrn. 13 und 14 BNatSchG) sind insbesondere 
 

a. Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
geschützter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen, 

b. Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen da-
raufhin zu kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind, 

c. Gehölzrückschnitte und Rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.03.-
30.09.) durchzuführen, 

d. außerhalb der Brut- und Setzzeit Baumhöhlen und Gebäude vor Beginn von Ro-
dungs- und/oder Bauarbeiten auf überwinternde Arten zu überprüfen. 

 
Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahmeprüfung nach 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutz-
behörde zu beantragen. 
 

5.6.2  Fledermausschutz: 

Die unter 2.3.2 festgesetzten Gehölzpflanzungen sollten vorlaufend bzw. spätestens mit zu 
den Eingriffen in die vorhandenen Gehölzbereiche erfolgen, um eine kontinuierliche ökolo-
gische Funktion zu gewährleisten.  
 
Zwingend notwendige Maßnahmen an Altbäumen sind mit Vorsicht vorzunehmen und soll-
ten nicht in der Wochenstubenzeit von Anfang Juni bis Ende August durchgeführt werden. 
Gegebenenfalls sollte die Maßnahme im Rahmen einer Einzelbegehung abgeklärt werden.  
 

5.7 Anforderungen an den Bodenaushub  
 

 Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich-
tung und Vergeudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 und DIN 
18915 durchzuführen. Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. Außerdem wird 
empfohlen, den Boden auf zukünftigen Vegetationsflächen vor Auftrag des Mutterbodens 
(Oberbodens) tiefgründig zu lockern. 
 

5.8 Kampfmittelbelastung 
 

 Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat erge-
ben, dass sich das Plangebiet in einem Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhanden-
sein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden.  
In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Maß-
nahmen bis zu einer Tiefe von min. 4 Metern durchgeführt wurden, sind keine Kampfmittel-
räummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprü-
fung (Sondieren auf Kampfmittel, ggf. nach Abtrag des Oberbodens) vor Beginn der ge-
planten Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen erforder-
lich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.  

 

 

 Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wegen Auffüllungen, Versiegelungen 
oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmit-
telräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Maßnahmen erforderlich.  
 

5.9 Erhalt von Bäumen 
 

 Der vorhandene Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch eine Bau-
maßnahme betroffen ist. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass der zu erhaltende 
Bewuchs während der Bauarbeiten gem. DIN 18920 durch entsprechende Schutzmaß-
nahmen vor Beeinträchtigungen zu schützen ist. Dies gilt auch für Bäume, die nicht auf 
den Baugrundstücken stehen. 
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Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722),  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 30.11.2015 (GVBl. S. 457). 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung 
 

Verfahrensvermerke: 
 
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadtverordneten-

versammlung gefasst am 

 

04.10.2011 

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

21.10.2011 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am 

 

21.10.2011 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom 

bis einschließlich 

06.02.2012 

17.02.2012 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am  

 

06.09.2013 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

16.09.2013 

18.10.2013 

  

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 

wurde ortsüblich bekanntgemacht am  

 

24.06.2016 

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m.§ 4a Abs. 3 BauGB 

erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

 

11.07.2016 

12.08.2016 

  

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs. 4 

BauGB und § 81 HBO erfolgte durch die Stadtverordnetenversammlung am  

 

24.04.2017 

  

Die Bekanntmachungen erfolgten in der Taunuszeitung.  

 

Ausfertigungsvermerk:   

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen 

Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die 

Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.  

 

 

 

  

Steinbach (Taunus), den ___.___.______  

  

  

___________  

Bürgermeister  

  

Rechtskraftvermerk:  

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft getreten am:  

 

___.___.______

  

Steinbach (Taunus), den ___.___.______   

  

  

___________  

Bürgermeister  
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